


Jetzt den 
Wiedereinzug 

2019 klarmachen! 
Die Bundesvertreterversammlung der NPD 

hat mich erneut zum Spitzenkandidaten 
zur Wahl des nächsten EU-Parlaments no- 
miniert. Ich bin stolz, unsere politischen 

Forderungen in den kommenden fünf Jah­ 
ren verstärkt vertreten zu dürfen, und mit 
unseren Kandidaten (vier Frauen und fünf 
Männer) brauchen wir uns vor niemandem 

zu verstecken. 

In der deutschen Parteienlandschaft gibt es 
einzig eine Partei, die dem Brüsseler Moloch 
den Kampf angesagt hat: die NPD! Nur wir 
fordern die konsequente Abschaffung des 

Euro, den Austritt Deutschlands aus der EU 
und die schrittweise Rückführung von Mi­ 
granten in ihre Heimatländer, gemäß dem 

Grundsatz: Heimat ist überall dort, wo man 
kein Ausländer ist. Deshalb ist es wichtig, 

daß die NPD im kommenden Europaparla­ 
ment wieder vertreten ist und die Zahl ihrer 

Abgeordneten noch wächst. 

Der Brexit darf kein Ausrutscher sein. Ein 
Europa souveräner Vaterländer, das die Tra­ 
ditionen, Kulturen und ethnischen Entwick­ 

lungen freier Völker miteinbezieht, ist in 
diesem EU-Europa nicht machbar und von 

den EU-Oberen auch gar nicht gewollt. 

Auch einen Knebelungsvertrag wie den ver­ 
heerenden UN-Migrationspakt kann V 

verantwortungsvolle Politik nicht unter­ 
stützen. Natürlich wird die NPD, werde 
ich auch künftig eine solche Politik nicht 
unterstützen. Deshalb brauchen wir jetzt 

Ihre Unterschrift, damit wir 2019 wieder zur 
Europawahl antreten können - damit das 
deutsche Volk im nächsten EU-Parlament 

wieder eine Stimme hat. 

Post aus 
Budapest 

Viktor Orbân bedankte sich bei seinen 
llJnil:erstütze:rn im Europaparlament 

Seit geraumer Zeit steht Ungarn am Pranger 
der westlichen Lügenmedien: der beherzte 

Kampf der ungarischen Regierung unter Mi­ 
nisterpräsident Orban gegen jedwede illegale 
Migration, aber auch gegen die Wühlarbeit des 
Multimilliardärs und "Philanthropen" George 
Soros ist Linken und Zuwanderungslobbyis­ 
ten seit langem ein Dorn im Auge. 

Der Budapester Regierungschef kann dabei zu­ 
recht darauf verweisen, daß Ungarn infolge derf) 
strikten Grenzen-dicht-Politik seiner Regierung 
von allen Negativfolgen der Zuwanderung ver­ 
schont bleibt, von denen Westeuropa heimge­ 
sucht wird. 

Bislang jüngster Höhepunkt der westlichen Un­ 
garn-Hetze war im September die Abstimmung 
des Straßburger Europaparlaments über den Be­ 
richt der Grünen-Abgeordneten Sargentini zur 
Lage in Ungarn und die hierauf folgende Ent­ 
scheidung, ein sogenanntes ,,EU-Rechtsstaats­ 
verfahren" gegen Budapest zu eröffnen. Ungarn 
ist neben Polen inzwischen das zweite EU-Land, 
das von Brüssel mit einem sogenannten ,,Rechts­ 
staatsverfahren" überzogen wird. Für das Ver­ 
fahren, das bis zum Entzug der Stimmrechte ge­ 
hen kann, votierten 448 Abgeordnete, 197 warenf) 
dagegen, 48 enthielten sich. 

Der ungarische Regierungschef war vor der Ab­ 
stimmung eigens nach Straßburg gekommen, 
um zu den Brüsseler Anwürfen Stellung zu 
nehmen. Er hatte dabei noch einmal den Stand­ 
punkt seines Landes unterstrichen, daß es Sache 
der Ungarn sein müsse, mit wem sie im eigenen 
Land zusammenleben wollen oder nicht; Ein­ 
griffe in die nationale Souveränität und obligate 
Zuwanderungsquoten verbat sich Orban in sei­ 
ner Rede mit Nachdruck. 

Kürzlich nun bedankte sich Orban in einem per­ 
sönlichen Schreiben für die Unterstützung, die 
ihm im September vor allem von Seiten rechter 
und konservativer Europaabgeordneter zuteil 
geworden war. Wörtlich heißt es in dem Brief, 
den auch der deutsche NPD-Abgeordnete Udo 
Voigt erhielt: 
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~,Ich möchte meine Dankbarkeit für Ihre Unter­ 
stützung in der Abstimmung über den Bericht 
zur Situation in Ungarn zum Ausdruck bringen 
( ... ). Ich bin der festen Überzeugung, daß der Be­ 
richt einen Schuldspruch gegen Ungarn und das 
ungarische Volk darstellt. Er beruht nicht nur auf 
politischen Unterstellungen und faktischen Irrtü­ 
mern, sondern läßt auch zweierlei Maß erkennen 
- er untergräbt dadurch die Glaubwürdigkeit 
und Integrität des Europäischen Parlaments und 
der europäischen Institutionen insgesamt. Ich 
weiß die Unterstützung zu schätzen, die Sie wäh­ 
rend der Abstimmung [ am 12. September] für die 
nationale Souveränität und Solidarität zum Aus­ 
druck gebracht haben. Ich kann Ihnen versichern, 
daß wir unerachtet der schamlosen Angriffe von 
Seiten der Immigrationsbefürworter nicht klein 
beigeben werden. Wir werden darin fortfahren, 
unseren europäischen Verpflichtungen nachzu- 
ekommen und um umserer Bürger willen die eu- 

, ropäischen und ungarischen Grenzen zu vertei­ 
digen." 

Udo Voigt antwortete dem ungarischen Regie­ 
rungschef hierauf und versicherte ihn nochmals 
der Solidarität der patriotischen und rechten Ab­ 
geordneten im Europaparlament. Er unterstrich, 
"daß in der Sache selbst - der Frage der nationa­ 
len Souveränität und Integrität Ungarns eben­ 
so wie Europas - keinerlei Diskussionsbedarf 
besteht: der Schutz der Grenzen unserer Länder 
gegen Migranteninvasionen ist die zentrale Fra­ 
ge des Überlebens Europas und seiner Völker. Je­ 
der europäische Patriot, dem das Überleben und 
der Fortbestand unserer Völker am Herzen liegt, 

·. kann die Position der ungarischen Regierung des­ 
.halb nur unterstützen und sie in ihrer mutigen 

Haltung bekräftigen." 

Brief von Orban: ,,Ich darf Ihnen versichern, 
daß wir nicht klein beigeben werden." 

auch künftig auf die Unterstützung der national 
denkenden Abgeordneten im Europaparlament 
zählen dürfe: 

,,Sie werden in mir und meinen patriotischen Amts­ 
kollegen auch künftig couragierte und tatkräftige 
Unterstützer im Kampf gegen die völkervernich­ 
tende Politik des Großspekulanten und Unruhe­ 
stifters Soros sowie seiner Gesinnungsgenossen 
finden. Für Ihr weiteres politisches Wirken wün­ 
sche ich Ihnen von Herzen Erfolg für Ungarn und 
die freien Völker Europas sowie Gottes Segen." 

Einstweilen wünscht sich Udo Voigt - und nicht 
nur er -, daß auch in Deutschland endlich der 
längst überfällige nationale Paradigmenwechsel 
greift. Die Zeit der Linken und Grünumnachteten 
läuft ab, auch bei den Deutschen, die nach aller 
historischen Erfahrung immer als letzte auf der 
weltpolitischen Bühne erscheinen. Bis es so weit 
ist, sind volkstreue Deutsche gut beraten, sich am 
Beispiel patriotischer Regierungen wie derjenigen 
Viktor Orbans zu orientieren. kr 

Mit Orban und einer wachsenden Zahl 
nationaler Regierungen in Europa 
stimmt natürlich auch Udo Voigt darin 
überein, daß Europas Reichtum in der 
Vielfalt seiner Völker und ihrer natio­ 
nalen Überlieferungen begründet ist. 
Diese dürfen nicht durch verheeren­ 
de politische Weichenstellungen aufs 
Spiel gesetzt und Fehlentwicklungen 
ausgesetzt werden, die sich nicht mehr 
korrigieren lassen. ,,Die Zukunft unse­ 
res Kontinents wird Sie bestätigen und 
letztlich auch den westeuropäischen 
Völkern nur die Wahl lassen, Ihrem Bei­ 
spiel, Herr Präsident, nachzufolgen oder 
unterzugehen", merkt der fraktionslo­ 
se deutsche Abgeordnete an und ver- Konsequente Vertreter nationaler Interessen: Viktor 
spricht, daß die Budapester Regierung Orban in Straßburg, Udo Voigt (kl. Bild) 
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Der fraktionslose Europaabgeordnete Udo Voigt: So bedroht der 
UN-Migrationspakt die Zukunft unseres Kontinents 

Fast wäre es den etablierten Parteien gelun­ 
gen, die tickende Bombe unter den Teppich 
zu kehren. Die Rede ist vom sogenannten 

UN-Migrationspakt, der am 11. Dezember im 
Rahmen einer feierlichen Zeremonie in Marra­ 
kesch unterzeichnet werden soll. 

Während sich in den letzten Wochen immer mehr 
Länder - aus gewichtigen und nachvollziehbaren 
Gründen - aus dem Pakt verabschiedeten, hält die 
Merkel-Regierung bislang verbissen daran fest, das 
folgenschwere Dokument zu unterzeichnen. 

Tatsache ist: nach allen Erfahrungen mit ,,unseren" 
Politikern, die leider nicht das Wohlergehen und 
den Nutzen unseres Volkes vor Augen haben, steht 
zu befürchten, daß das bundesdeutsche Machtkar­ 
tell auch den UN-,,Pakt über sichere, geordnete 
und reguläre Migration", wie er offiziell betitelt ist, 
als Schleusenöffnei für weitere Masseneinwande­ 
rungen interpretieren und mißbrauchen werden. 

Schon das grundsätzliche Ziel des Paktes ist frag­ 
würdig. Er will die gesteuerte, legale Migration 
weltweit als ein ,,für alle Beteiligten vorteilhaftes 
Geschehen" in ,,sichere, geordnete und reguläre" 
Bahnen lenken und jene Einflußfaktoren redu­ 
zieren, die Menschen daran hindern, in Gegen­ 
den und Staaten auszuwandern, die ihnen ein 

erstrebenswertes Leben bieten. Schon daran kann 
kein Europäer, der eins und eins zusammenzäh­ 
len kann, ein Interesse haben. Bereits vor vielen 
Jahren formulierte der inzwischen verstorbene 
österreichische Links-Publizist Günther Nenning: 
,,Ja, es gibt das Menschenrecht, überall hin auszu­ 
wandern. Ja, es gibt das Menschenrecht, bei sich 
zuhause zu sein." Oder wie es Peter Scholl-Latour 
einst ausdrückte: ,,Wer halb Kalkutta aufnimmt,~ 
rettet nicht Kalkutta, sondern wird selbst Kalkut- ~ 
ta." 

Genau das droht jenen Ländern, deren Regierun­ 
gen im Dezember ihre Unterschrift unter den Pakt 
setzen: der organisierte Bevölkerungsaustausch. 

Einige der Vereinbarungen des Paktes haben es 
in sich. So soll laut Ziffer 4 sichergestellt werden, 
daß alle Migranten Personalpapiere und Pässe 
erhalten. Bei ungeklärter Nationalität solleri die 
Prüfanforderungen so geändert werden, daß die 
Betroffenen nicht von einer Grundversorgung 
und den ,,Menschenrechten" ausgeschlossen sind. 

Paktziel Nr. 13 ist besonders weltfremd: Festnah­ 
men von ,,Flüchtlingen" sollen nur als letztes Mit­ 
tel eingesetzt werden; Migranten sollen darüber 
hinaus nur über die kürzest erforderliche Zeit von 
Behörden festgesetzt werden können, ohne Dis- 



kriminierung, unter Wahrung von Rechtsstaat­ 
'Iichkeit. Gesetzmäßigkeit einzelfallbezogen, mit 
Zugang zu Rechtsmitteln, zum eigenen diploma­ 
tischen Dienst, der eigenen Familie, bei ärztlicher 
Betreuung, Verpflegung und Schulzugang für 
Kinder. Das Festhalten darf nicht zur Abschre­ 
ckung von Migration die- 
nen. Das wird importierte 
Gewalttäter, Messerstecher, 
Vergewaltiger sicher schwer 
beeindrucken. 

Mit dem Anspruch des 
Pakts auf Förderung 
regulärer Einwande­ 
rung stellen sich die 
Vereinten Nationen 

gegen die Souveränität 
der Mitgliedstaaten. 

Darüber hinaus soll Mig­ 
ranten, den Hätschelkin­ 
dern der Neuen Weltord­ 
nung, natürlich - Ziel Nr. 
15 - der sichere Zugang 
zur Grundversorgung im 
Aufnahmeland gewähr­ 
leistet werden. Dazu soll 9 ein Grundversorgungs-System mit Versorgungs­ 
und Betreuungsstellen vorgehalten werden, das 
Migranten ohne Diskriminierungen jeglicher Art 
eine allumfassende Grundversorgung bietet. Au­ 
ßerdem sollen die künftigen Neu-Bürger in den 
Aufnahmeländern 11ohne Diskriminierung frei 
und gleichberechtigt am gesellschaftlichen und 
wirtschaftlichen Leben" ihrer Gastländer teilneh- 

das die Beseitigung 11aller Formen von Diskri­ 
minierung" vorschreibt und gleichzeitig eine 
11konstruktivere öffentliche Wahrnehmung" von 
Migranten einfordert. Zu diesem Zweck soll 
11Haß-Kriminalität" unter Strafe gestellt und die 
Opfer medizinisch, juristisch und psychologisch 

betreut werden. Die ohnehin 
nicht unbedingt für ihre Ob­ 
jektivität bekannten Medien 
sollen hierzu noch eigens ge­ 
schult und Medienkampag­ 
nen in den Herkunfts-, Tran­ 
sit- und Zielstaaten gefördert 
werden. Will sagen: parallel 
zu den nächsten Migranten­ 
lawinen rollt auf die gepei­ 
nigten Aufnahmeländer die 
nächste Propaganda- und 
Umerziehungswelle zu. Als 
ob die bereits jetzt etablierten 

Zensur- und Diffamierungsmechanismen nicht 
schon reichten. Künftig kann sich jeder, der in 
der Ankunft von Millionen weiterer Zuwanderer 
nicht automatisch eine Bereicherung sieht, auf 
noch drakonischere Strafen einstellen. 

Auch Ziel Nr. 20 ist anrührend: für Migranten 
sollen in ihrer neuen Heimat schnellere, sicherere 
und billigere Überweisungen in ihre Herkunfts­ 
staaten möglich sein. Dazu sollen die internatio­ 
nalen Regeln des Zahlungsverkehrs angeglichen 
und die Überweisungsgebühren auf 3 % reduziert 
werden. Wer einen Zusammenhang mit der erst 

Brisant weil folgenschwer für diejenigen, die in kürzlich ans Licht gekommenen massenhaften 
ihrem Land schon länger leben, demnächst aber Ausgabe kostenloser Prepaid-Karten an Zehntau­ 
Millionen schwarzafrikanischer Neubürger zu sende Balkan-i.Flüchtlinge" durch Soros und Co. 
Nachbarn bekommen dürften, ist Ziel Nr. 17, mutmaßt, liegt richtig. 

f) Verhängnisvoller Kult um Menschen- und vermeintliche Migrantenrechte: Der Migrations­ 
pakt der UN (links) verdrängt in fataler Weise die Rechte der künftigen Aufnahmegesellschaften 
- sie sollen Zuwanderer mit Milliardensummen alimentieren, im eigenen Haus aber keinerlei 
Rechte mehr haben. Rechts: Gedenkstätte für den ermordeten Daniel in Chemnitz. 

men können. Eigentlich muß jeder Schwarzafri­ 
kaner, der auf eine solche Einladung NICHT mit 
dem sofortigen Packen seiner Siebensachen be­ 
ginnt, verrückt sein ... 
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,,Flüchtlings"krise 2015: Wenn der UN-Migrationspakt durchgeht, war 
Merkels Grenzöffnung nur das laue Vorspiel einer neuen Völkerwande­ 
rung in Richtung Europa. 

Der Anspruch des Pakts 
auf die Förderung regu- • 
lärer Einwanderung ist 
außerdem ein Eingriff 
der Vereinten Natio­ 
nen in die Souveränität 
der Mitgliedsstaaten 
und das Selbstbestim­ 
mungsrecht der Völker. 
Denn: Staaten und Völ­ 
ker haben nun einrnrnal 
ein Recht auf das aus­ 
schließliche Eigentum 
am eigenen Territorium 
und auf die Erhaltung 
ihrer eigenen Bevölke­ 
rung. 

Ziel Nr. 22 - das ,,Öffnen der Teilhabe der Migran­ 
ten an den Sozialsystemen und Mindestlohn-Re­ 
geln in den Gastgeberstaaten" sowie die Einfüh­ 
rung von ,,Mechanismen für die Übertragbarkeit 
von Sozialleistungen in die Herkunftsstaaten" - 
versteht sich von selbst. 

Nun betonen die Befürworter des folgenreichen 
Paktes zwar bei jeder Gelegenheit, es handle sich 
bei den kodifizierten Zielen nur um unverbindli­ 
che und keinesfalls verpflichtende Maßnahmen. 
Doch völlig zurecht argumentierte etwa die ös­ 
terreichische Regierung, die den Pakt ebenfalls 
nicht unterzeichnet, daß auch aus vermeintlich 
,, unverbindlichen" Zielen Gewohnheitsrecht er­ 
wachsen und sich verfestigen kann - zumal wenn 
Heerscharen einschlägiger Lobby-Organisationen 
im Zusammenwirken mit Medien und Parteien 
kräftig genug darauf hinwirken. 

Natürlich kämpft auch Udo Voigt gegen den 
Migrationspakt: ,,Jeden Einsatz wert!" 

Kein Wort verliert der 
Pakt über die unveräu- .. 

ßerlichen Rechte der gastgebenden Bevölkerun-t ') 
gen. Man muß kein Prophet sein, urn vorauszu­ 
sagen, daß die Betonung der Migranten-Rechte 
in den Transit- und den Zielstaaten ohne gleich­ 
zeitige Erwähnung der Rechte der gastgebenden 
Bevölkerungen zwangsläufig zu Spannungen 
führen wird. Schon die Ankündigung verstärkter 
Propaganda- und Justizmaßnahmen zum Unter­ 
binden von ,,Haß-Äußerungen" läßt Ungutes er­ 
ahnen. Dabei sind Reibereien im Meinungskampf 
vermutlich noch das Harmloseste, was den bald 
grenzenlos überlaufenen Aufnahmeländern blü- 
hen wird, wenn der Migrationspakt erst einmal 
unterschrieben ist und umgesetzt wird. 

Das darf nicht geschehen. Natürlich hat sich im 
Europaparlament der fraktionslose Abgeordnete Jj_, 
Udo Voigt ebenfalls bei verschiedensten Gelegen-f/.J 
heiten mit Nachdruck gegen den verheerenden 
Pakt und seine Unterzeichnung ausgesprochen. 
Er weiß sich dabei einig mit Patrioten und Hei­ 
mattreuen in einer wachsenden Zahl von Län­ 
dern, die die apokalyptische Bedrohung klarer 
erkannt haben als bundesdeutsche Politiker und 
ihre Wähler. 

,,Das Nein zum UN-Migrationspakt ist das wich­ 
tigste Nein unseres Lebens", sagt Udo Voigt. 
,,Wenn dieses verhängnisvolle Projekt des orga­ 
nisierten Bevölkerungsaustausches durchgeht 
und in die Praxis umgesetzt wird, müssen wir 
uns über die Zukunft unseres Kontinents keine 
Gedanken mehr machen. Er wird dann mitsamt 
seiner angestammten Bevölkerung schon in weni­ 
gen Generationen in Afrika autgehen.Eine solche 
Zukunftsvision zu verhindern, ist jeden Einsatz 
wert!" Karl Richter 
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·Aus dem 
Europaparlament EUROPÄISCHES PARLAMENT 

Das Parlament der 
Falschspieler und Hofnarren 

Große Bühne für Bundeskanzlerin Angela 
Merkel im November-Plenum des Straß­ 

burger Europaparlaments. In einer Grundsatz­ 
rede verteidigte sie praktisch alle fragwürdigen 
Errungenschaften ihrer Kanzlerschaft von der 
Griechenland-Rettung über die Massenzuwan- 

{'1 derung bis hin zur Militarisierung der europä­ ,1,, ischen Außenpolitik, die von der Bundesrepub­ 
lik maßgeblich mitgetragen wird. Alles in allem 
eigentlich eine Steilvorlage für eine couragierte 
Generalabrechnung mit der Kanzlerin, für die 
sich der deutsche NPD-Europaabgeordnete Udo 
Voigt vor Merkels Auftritt denn auch warmlief. 

Denn: üblicher Gepflogenheit im EU-Parlament 
entspricht es, daß beim Auftritt eines Staats­ 
chefs bevorzugt ein Landsmann Gelegenheit 
zur Erwiderung erhält. In Merkels Fall melde­ 
ten demzufolge für die Gruppe der Fraktions­ 
losen Udo Voigt und der unpolitische Berufsko­ 
miker Martin Sonneborn von der Satirepartei 
,,Die Partei" Redebedarf an. Die Parlaments­ 
verwaltung entschied sich - warum wohl? - für 

·a den Hofnarren Sonneborn, um Merkel kritische 
1
• Einwände von Seiten des fraktionslosen deut­ 

schen Abgeordneten zu ersparen. 

Doch damit nicht genug der augenscheinlichen 
Benachteiligung. Als in der darauffolgenden 
Aussprache der französische Abgeordnete Bruno 
Gollnisch (Rassemblement National, vormals Front 
National) dem Tagungspräsidium anzeigte, auf seine 
Redezeit zugunsten Udo Voigts verzichten zu wol­ 
len, wehrte Parlamentspräsident Tajani unwirsch ab 
- Gollnisch prangerte daraufhin zumindest die Ver­ 
folgung nationaler Dissidenten in Deutschland (wie 
aktuell Horst Mahler und Ursula Haverbeck) mit ei­ 
nem punktgenauen Redebeitrag an. 

Wenig überraschend, blockte Tajani den deutschen 
NPD-Parlamentarier wenig später gleich noch ein 
weiteres Mal ab, um ihm kei­ 
ne Gelegenheit zur direkten 
Erwiderung an die deutsche 
Kanzlerin zu geben. Auch im 
sogenannten ,,catch the eye" - ~ 
Verfahren, bei dem sich nach 
der regulären Aussprache 
noch spontan weitere Red­ 
ner zu Wort melden können, 
wurde Udo Voigt von Tajani 
demonstrativ übergangen. 

-red. Udo Voigt 

Auf Udo Voigts Spuren 
Auch in Ungarn sorgen die Berichte über 

die Massenvergabe kostenloser Prepaid­ 
Karten an Migranten, die derzeit auf der Balkan­ 
route in Richtung Mitteleuropa unterwegs sind, 
für Unruhe und Befremden. Die ungarischen Re­ 
gierungsparteien Fidesz und Christdemokraten 
(KDNP) haben sich in der Angelegenheit nun 
mit diesbezüglichen Fragen an die EU-Kommis­ 
sion gewandt. Sie folgen damit dem deutschen 
NPD-Europaabgeordneten Udo Voigt, der eine 
schriftliche Anfrage zum gleichen Thema kurz 
zuvor eingereicht hatte. 

Udo Voigt sieht sich durch die Initiative aus Buda­ 
pest bestärkt und erklärte: ,,Es ist ein unfaßbarer 
Skandal, daß die EU gegen einen Vorkämpfer 
europäischer Lebensinteressen wie den unga­ 
rischen Präsidenten Viktor Orban Front macht, 
während sie gleichzeitig Millionen ungebetener 
Gäste mit immer dreisteren Mitteln nach Europa 
lockt und einheimische Sozialsehwache, Rent­ 
ner und Hartz IV-Empfänger sträflich vernach­ 
lässigt." Auf die Antwort auf Brüssel wartet Udo 
Voigt nun ebenso gespannt wie die Budapester 
Regierung. -red. 
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Deutschland und seine Einbindung in den Westen: Fremdbestimmte 
Politik von Merkel bis Adenauer 

D ie Ideologie des west­ 
deutschen Neobieder­ 
meiers kollidiert derzeit 

mit dem Wunsch der Ostdeut­ 
schen nach einem einigen und 
demokratischen Land: Für sie 
war die Wiedervereinigung 
eine Heimkehr, eine Heimkehr 
nach Deutschland. Jetzt haben 
sie Angst, diese Heimat wieder 

:4), zu verlieren." 
Das schrieb Klaus-Rüdiger 
Mai am 3. September 2018 
in der ,,Neuen Züricher Zei­ 
tung". ,,Das war nach dem 
Mord am 26. August 2018 sy­ 
risch-irakischer ,,Asylanten" 
an dem Deutsch-Kubaner Da­ 
niel Hilligs in Chemnitz. Bis 
heute hat die Bundeskanzlerin 
ihre Mitschuld an dem Ver­ 
brechrechen nicht eingestan­ 
den und für ihre lügnerischen 
Worte von Hetzjagden auf Aus­ 
länder um Vergebung gebeten. 
Lieber drischt sie leere Phrasen 
- wie jüngst vor den EU-Parla­ 
mentariern in Straßburg - über 
Europa und den menschlichen 
Werten. 

Herrschaftssystem etabliert, in 
dem die von den Besatzern ein­ 
gesetzten Politiker zwar nach 
Wahlen mitunter von der Regie­ 
rungs- auf die Oppositionsbank 
zu wechseln hatten, das Volk 
aber von allen existentiellen 
Entscheidungen ausgeschlossen 
blieb. Nichts, was an gravieren­ 
den Grundgesetzänderungen, 
an Souveränitätsabtretungen an 

internationale Gremien, an 
---------------- Verzicht auf deutschen Boden 

jemals seit 1945 im Bereich 
der BRD vollzogen wurde, - 
mit Ausnahme des positiven 

an Sonderfalls Saarland - hat 

Doch wie konnte es im 
Westen Deutschlands, dem 
angeblich demokratischsten 
Deutschland seit Christi Ge- 
burt, überhaupt dazu kommen? 
Um zu verstehen, warum US­ 
Deutschland, auch BRD genannt, 
wesentlich · geringeren Wider­ 
stand gegen die Umvolkung 
und den beinahe täglichen Ter­ 
ror sogenannter Schutzsuchen- 

Beim Sturm auf die 
Stasi-Zentrale am 9. 

Januar 1990 fehlten 
vielen zentralen 
Stellen die CIA- 
Agenten nicht. 

der leistet, muß man sich mit 
der Nachkriegsgeschichte dieses 
Teils Deutschlands beschäftigen. 

Unter dem Vorwand, die 
Deutschen seien politisch nicht 
reif für eine direkte Demokra­ 
tie wurde von den USA ein 

die Legitimierung durch ei­ 
nen Volksentscheid oder eine 
Volksabstimmung erhalten. 

Hatten bereits die Pa­ 
riser Verträge die völker­ 
rechtliche Unterordnung der 
Bundesrepublik unter die 

USA und der von ihnen initi­ 
ierten Westeuropäischen Union 
die Weichenstellung vorpro­ 
grammiert (und diese Verträ­ 
ge knebeln das deutsche Volk 
bis heute, wenn man an deren 
Fortschreibung im 2+4-Vertrag 
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die DDR-De- tion nachbenannt. Holzwarth 
legation von war dem DDR-Ministerpräsi­ 
de Maizière den ten de Maizière als "per­ 
auf Bonner sönlicher Referent" beigegeben 
Druck von worden. 
k r i t i s c h e n So endeten die von der 
Köpfen ge- Bundesregierung immer mit 
säubert. Tur- ausdrücklicher Betonung 
nus gemäß 11Zwei-plus-Vier-Gespräche" ge­ 
sollte eigent- nannten Verhandlungen zweier 
lieh Staats- angeblich souveräner deutscher 
sekretär Dr. Staaten mit den Siegermächten 
Helmut Dom- des Zweiten Weltkrieges genau­ 
ke vom MfAA so wie sie Mitte Februar 1990 ge­ 
die Sitzung in mäß der Washingtoner Weisung 
Niederschön- begonnen hatten - mit einer 
hausen leiten. Ausschaltung der DDR und der 
Doch nach- Brüskierung ihrer Politiker. 

denkt), wurde dem deutschen dem Kohl bei Stattdessen verkündete 
Volk bei der Genfer Außenmi- de Maizière interveniert hatte, am 11. September 1990, am Vo~~~ 
nisterkonferenz zur angeblichen entzog dieser dem Staatssekre- abend der Unterzeichnung de9J~ 
Lösung der Deutschlandfrage tär kurzfristig den Vorsitz. Den 2+4-Vertrages zur Eingliederung 
vom Oktober/November 1955 übernahm stattdessen der Leiter der 11DDR in das NATO-Ho­ 
deutlich gemacht, daß die Deut- der BRD-Delegation, der poli- heitsgebiet, US-Präsident Georg 
sehen dazu nichts zu sagen ha- tische Direktor im Bonner Aus- Bush vor beiden Kammern des 
ben. Damals setzten es die West- wärtigen Amt, Dieter Kastrup. Kongresses eine Neue Weltord­ 
mächte durch, daß Vertreter der Wie bei einer Schmieren- nung, die nach dem Zerfall der 
DDR weder zu den Beratungen komödie tauschten am Ende der Sowjetunion vom State Depart­ 
eingeladen noch Konsultationen Berliner Verhandlungen Frank ment als 11Ende der Geschichte" 
mit der DDR-Regierung über Elbe, Leiter des Büros von Au- präzisiert wurde. Gemeint war 
die deutsche Vereinigung ge- ßenminister Genscher (BRD) in beiden Fällen die ewige Vor­ 
führt wurden. und sein Kollege Wolfram von herrschaft der USA und ihrer 

Dieses Szenario sollte sich Fritsch, der von Genscher als plutokratischen Hintermänner. 
1989/90 in modifizierter Form Aufpasser in die Chefetage des Als der DDR ihr letztes 
wiederholen. Die US-Führung MfAA entsandt worden war, Stündchen schlug, fehlten we­ 
wies die westlichen Partner an, die Plätze am Delegationstisch. der beim Sturm auf die Stasi­ 
den Beginn der 2+4-Verhandlun- Zwei Westdeutsche, die im Sin- Zentrale am 9. Januar 1990 if1~\ 
gen so lange hinauszuzögern, der Berliner NormannerllJ! --------------- bis in der DDR die Mcdrow- straße noch an vielen an- 
Regierung durch oppositio- Die Schlüsselfrage, ob deren sicherheitsrelevanten 
nelle Kräfte ersetzt wäre und Deutschland souverän Stellen die CIA-Agenten. Am 
die UdSSR am Verhandlungs- spektakulärsten war ja das 
tisch bei 5 gegen 1 völlig iso- werden kann, liegt in Gerangel zwischen der Bun- 
liert wäre. desrepublik und den USA 

Aber es zeigte sich, daß den geopolitischen um die Herausgabe der Ro- 
auch die neue DDR-Führung, Verhältnissen. senholz-Datei mit den Namen 
die ja aus freien Wahlen her- von angeblichen Agenten der 
vorgegeangen war, keine ---------------- DDR-Auslandsaufklärung. 
Stimme besaß. Beispielhaft ne der USA die kleindeutsche Letztendlich bekam die Bun­ 
dafür der Schlußakt. Als am Lösung über die Bühne zu brin- desregierung Kopien dieser Da- 
4. 9 .1990 im Schloß Nieder- gen hatten. tei, ohne Gewähr auf Richtigkeit 
schönhausen in der Hauptstadt Damit auch ja nichts oder Vollständigkeit. 
der DDR die letzte sogenannte schiefgeht, wurde als Aufpasser Im Sommer 1990 ging die 
2+4-Verhandlungsrunde über in letzter Minute der ehernali- CIA in allen relevanten Sicher­ 
die "Abschließende Regelung ge Bürochef Heiner Geißlers in heitsbereichen der DDR ein und 
der äußeren Aspekte der deut- der Bonner CDU-Zentrale, Fritz aus. Die DDR war zwar noch 
sehen Einheit" begann, wurde Holzwarth, in die DDR-Delega- nicht Teil der Bundesrepublik, 

,,Kanzler der Alliierten": Konrad Adenauer 
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aber von den USA schon an­ 
n~ktiert. Von einem Minister­ 
Kollegen, der es wissen mußte, 
hörte der Verfasser dieser Zei­ 
len, damals geschäftsführender wurde. Die USA gehen bei der 
letzter Außenminister der un- Besetzung der Chefposten in 
tergehenden DDR, daß in der den Vasallenstaaten immer auf 
Nacht vom 2. zum 3. Oktober Nummer sicher. Für Washington 
1990, nachdem um 24 Uhr in auf jeden Fall die richtige Wahl. 
den Hochsicherheitsbereichen Im November 2017 auf einer Ta­ 
die Hochspannung abgeschaltet gung der Hans-Seidel-Stiftung 
war und die Wachmannschaften bediente der BND-Chef wieder schallend über diesen Witz zur 
ihren Dienst beenden mußten, die anglo-amerikanischen Stich- Volksverdummung gelacht. Der 
die CIA bereit stand, um die ---------------- russische Geopolitiker Prof. 
noch fehlenden Materialien Gebot der Stunde wäre Dugin hat es in seinem Buch 
ungestört zu besorgen. ,,Konflikte der Zukunft" (S. 

EinpaarbrisanteMateri- 1990 für westdeutsche 230) sehr treffend charakte- 
alien fielen allerdings nicht in • risiert: ,,Die deutsche Wie- 
ihre Hände. Etwa das Dossier Patrioten gewesen, dervereinigung war kein na- 
.er den US-Geheimdienst sich der westlichen tionales, deutsches ~reignis, 

'WSA, der bereits 1952 per Prä- sondern nur eine Uberein- 
sidentenerlaß gegründet.wur- Besatzungsmächte zu kunft über den Austausch des 
de. Der Ex-Oberst des MfS entledigen. Besatzungsregimes in einem 
Klaus Eichner, berichtete auf Teil des Landes. 1989/90 gab 
einer Podiumsdiskussion in ---------------- es keine Befreiung und keine 
Berlin im Mai 2014, daß er zum wortgeber: ,,Statt einen Partner Souveränität für Deutschland, 
Ende der DDR den Auftrag er- für die europäische Sicherheit der angelsächsisch besetzte Teil 
halten hatte, die Unterlagen, die haben wir in Russland eher eine wurde lediglich vergrößert." 
für die wissenschaftliche For- potenzielle Gefahr. Der weltpo- Die kritischen Worte des 
schung und für den Nachweis litische Akteur Russland ist zu- Autors dieser Zeilen hinsichtlich 
der Effektivität der MfS- Arbeit rück, er wird ein unbequemer der sogenannten ,,Befreiung" 
wichtig waren, vor der Vernich- Nachbar bleiben." Und er hatte der DDR-Bevölkerung durch 
tung zu bewahren. Die sollten gleich noch eine Lösung für die- Kohl und Co. müssen durch 
im Zentralarchiv der Abteilung ses Problem parat: Als Gegenge­ 
XII des MfS gelagert werden. wicht zu der russischen Gefahr 
Dort habe er die Aktenordner für Europa betonte der Oberst 

&1-it der Liste eigenhändig in d.R. die Ko- - 
"7,:'nen Stahlschrank einsortiert. operation mit 
Insgesamt handelte es sich um US-Geheim- 
13.000 Akten, die Auskunft dar­ 
über gaben, wie und gegen wen 
die US-Dienst ihr Bespitzelungs­ 
programm durchführten. 1992 
gab es dann die Forderung der 
USA nach Aktenübergabe. Die 
Amerikaner hatten einen An­ 
spruch auf die ersatzlose Aus­ 
lieferung der Liste angemeldet, 

. was sie mit dem Schutz der eige­ 
nen Quellen begründeten." 

Es war Schäuble, der 1989 
noch als Kanzleramtschef für 
die Koordination der Geheim­ 
dienste verantwortlich war, der 
dann die Übergabe an die USA 
veranlaßte und Bruno Kahl mit 
der Angelegenheit beauftragte. 

So war es gewiß auch kein Zu­ 
fall, daß Bruno Kahl, ein enger 
Vertrauter Schäubles, im Ap­ 
ril 2016 neuer Leiter des BND 

Jahre später ganz erstaunt tun, 
was die Amerikaner so alles an 
kriminellen Handlungen ge­ 
genüber ihren angeblichen Ver­ 
bündeten vollbrachten. Hinter 
der vorgehaltenen Hand haben 
die führenden Politiker wohl 

einen anderen Faktor ergänzt 
werden. Die Bundesrepublik als 
Vasall der USA hatte zweifel- 

n und 
vor allem mit 
dem US-Mili- 
tär. Noch Fra­ 
gen deutscher 
Michel? 

Nach 
Wahl- dem 

spruch 
drei 
Nichts 

der 
Affen: 

se­ 
hen, nichts 
hören, nichts 
sagen, wußte 
die Bundes- 

NSA. Schäuble und Konsorten 
hatten die Akten ja angeblich 
ungeöffnet an die USA überge­ 
ben. So konnte man mehr als 25 

regierung na­ 
türlich nichts Szenen einer Annexion: Alliierten-Kanzler Kohl, 
über eine DDR-Konkursverwalter Lothar de Maizière 
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los mittels Geheimdiensten und 
Massenmedien einen bedeuten­ 
den Anteil am Umsturz in der 
DDR und bei der Liquidierung 
der revolutionären Entwicklung 
in Mitteldeutschland. 

Auch viele gutmeinende 
Aktivisten und Sympathisan­ 
ten der nationalen Bewegung 
wurden durch das BRD-System 
instrumentalisiert. Wenn von 
bundesdeutschen Teilnehmern 
zu hören ist, wie damals NPD­ 
Kameraden und Mitglieder der 
,,Republikaner" gewisserma­ 
ßen mit dem Segen und zum 
Teil der Unterstützung durch 
bundesdeutsche Behörden zu 
den Montagsdemonstrationen 
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nach Leipzig reisten und dort 
Marschblöcke bildeten, die die 
gewünschten Parolen für das 
Westfernsehen lieferten, dann 
wird klar, wie viele gutmeinen­ 
de Deutsche letztendlich der 
Auflösung Deutschlands in ei­ 
nen undemokratischen, ja dikta­ 
torischen Zentralstaat von Wa­ 
shingtons und Brüssels Gnaden 
den Weg ebneten. 

Gebot der Stunde wäre 
damals für die Patrioten in der 
Bundesrepublik gewesen, sich 
der westlichen Besatzungsmäch­ 
te zu entledigen und der NATO 
den Laufpaß zu geben. Selbst 
ein mit dem System eng verbun­ 
dener Politiker wie Ex-Kanz- 

ler Gerhard 
Schröder hat 
dies erkannt 
und erst die- 
ser Tage, am 
16. Novem­ 
ber 2018, ge­ 
genüber der 
Nachrichten­ 
agentur Reu­ 
ters erklärt: 
,,Wir können 
uns nicht ge­ 
fallen lassen, 
dass wir (von 
den USA) wie 
ein besetztes 
Land behan­ 
delt werden." 

Das auf dem Gründung:f)i: 
parteitag am 28. November 
1964 beschlossene ,,Manifest 
der NPD" wäre eine gute Orien­ 
tierung gewesen - dort heißt es 
unter anderem: ,,Wir proklamie­ 
ren eine von fremden Interessen 
unabhängige deutsche Politik. .. 
Wir fordern daher die Anspan­ 
nung aller Kräfte, um den Willen 
zur Selbstbestimmung der deut­ 
schen Nation zu wecken ... " 

Dieses Manifest galt bis 
1967 als Parteiprogramm. Und 
heute? Es gibt kaum einen 
(west-)deutschen Politiker, der 
diesen Kampf um Souveränität,_ 
das Recht auf Selbstbestimmun~ 
auch für das deutsche Volk s1" 
verinnerlicht hat wie Udo Voigt, 
langjähriger NPD-Vorsitzen­ 
der und heutiger Abgeordneter 
im EU-Parlament. Und dieses 
Selbstbestimmungsrecht gilt für 
jedes Volk unabhängig von sei­ 
ner religösen oder politischen 
Orientierung. Es ist die Grund­ 
voraussetzung für ein geregeltes 
Zusammenleben in einer multi­ 
polaren Welt. 

Selbst im scheindemokra­ 
tischem Gremium des EU-Par­ 
laments, das man mit Fug und 
Recht als Parlament der Falsch­ 
spieler und Hofnarren bezeich­ 
nen kann, machte der deutsche 
NPD-Repräsentant in Brüssel 
und Straßburg deutlich, daß er 



für' dieses grundlegende Recht 
d~r Deutschen ficht. So wollte er 
2017 in mehreren Anfragen von 
der EU-Kommission deren Ein­ 
schätzung des deutschen Sou­ 
veränitätsstatus' in Erfahrung 
bringen und welche Auswirkun­ 
gen ,,eine 'eingeschränkte' oder 
nicht vorhandene staatliche Sou­ 
veränität Deutschlands auf die 
Gültigkeit des Beitritts der Bun­ 
desrepublik zu den Römischen 
Verträgen, zur Europäischen Ge­ 
meinschaft bzw. zur Europä­ 
ischen Union, zum Vertrag 
von Lissabon, zur Euro-Zone 
und zum Europäischen Sta­ 
bili tä tsmechanism us haben" 
könnte. 

Vertragsstaaten in ihrem Macht­ 
bereich zu halten, weil sie sich 
selbst in der Agonie befand. 

Da nutzt es auch wenig, 
wenn knapp 30 Jahre nach den 
verhängnisvollen Entscheidun­ 
gen von 1989/90 der russische 
Präsident Putin verlauten ließ, 
die BRD sei nur teilsouverän 
und insbesondere im militäri­ 
schen Bereich kämen alle Vor­ 
gaben aus Washington. Ruß­ 
land hat zumindest gegenüber 

• 
Wenn wir gegenwärtig 

it Riesenschritten auf das 
Ende der Bundesrepublik 
zugehen, stellt sich die drän­ 
gende Frage, was aus diesem 
Land wird. 

Stellen wir uns ab­ 
schließend der Frage: befindet 
sich die Bundesrepublik in einer 
Situation vergleichbar mit dem 
Sommer/Herbst 1989, also kurz 
vor ihrem Ende? Wenn man von 
Mitteldeutschland ausgeht, ist 
die Stimmung in breiteren Krei­ 
sen als im Westen angespannt, 
mitunter explosiv. Aber reicht 
das? 

• 
Wem bewußt ist, in wes- 

1n Interesse der Umsturz in der 
DDR geschah und welche Kräfte 
direkten Einfluß auf die Annexi­ 
on nahmen, kann nicht auf eine 
einfache, schnelle Lösung hof­ 
fen. Damals war die Sowjetuni­ 
on nicht mehr in der Lage, die 
DDR und mit ihr die Warschauer 

Das Recht auf Selbst- 
bestimmung ist die 
Grundvoraussetzung 
für ein geregeltes 

Zusammenleben in der 
multipolaren Welt. 

den früheren DDR-Bürgern eine 
Bringschuld. Der Vasallenstatus 
muß beseitigt werden. 

Die Schlüsselfrage, ob 
Deutschland souverän werden 
kann, sind die geostrategischen 
Machtverhältnisse. Solange die 
anglo-amerikanischen Plutokra­ 
ten noch über die Macht verfü­ 
gen - sei es direkt oder im Rah­ 
men der NATO bzw. der EU-, 
Deutschlands Souveränität zu 
verhindern, wird man dieses 
Aufbegehren des deutschen Vol­ 
kes, wenn es sein muß, mit mi­ 
litärischer Intervention brechen. 
Vorher allerdings wird man die 
Marionetten austauschen. Mer­ 
kel muß weg - gut, dann folgt 

eben ihr geistiger Zwilling An­ 
negret Kramp-Karrenbauer oder 
der von der Systempresse fa­ 
vorisierte Black-Rock-Lobbyist 
Friedrich Merz bzw. Schäuble­ 
Protegé Jens Spahn. 

Aber: erst, wenn jenseits 
von Atlantik und Ärmelkanal 
die Fundamente der Plutokra­ 
tenherrschaft zu wanken begin­ 
nen, kann sich Grundsätzliches 
ändern. Immerhin tut sich et­ 
was. Es baut sich ein Gegenlager 
zu ihnen auf - China, Rußland, 
der Iran, neuerdings sogar 
die Türkei schmieden an einer 
Kooperation zur Beseitigung 
der Vorherrschaft des Dollars 
und damit der Weltherrschaft 
von Londoner City und New 
Yorker FED. Dieser Kampf 
wird zur Zeit vorrangig mit 
ökonomischen und geldpoli- 
tischen Instrumenten ausge­ 
fochten, aber die militärische 
Komponente und der militä- 

risch-industrielle Komplex in 
den USA ist dabei immer mit im 
Spiel. 

Die Plutokraten haben-im 
Gegensatz zu den kleinen Dat­ 
schen der SED-Oberen in Wand­ 
litz - viel ·zu verlieren und wer­ 
den ihr Spiel bis zum russischen 
Roulett auf die Spitze treiben. 
Bis dahin müssen wir politisch 
kämpfen, jeden Tag den Feinden 
diesseits und jenseits des Atlan­ 
tiks Widerstand entgegensetzen. 
Nur dann haben wir die Chance, 
daß mit dem Ende der BRD ein 
neues Deutschland entsteht, in 
dem es sich lohnt zu leben, zu 
arbeiten und diese Heimat auch 
wehrhaft zu verteidigen. 
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